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Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 
BauGB 
Vorentwurf des Bebauungsplanes „Am ehemaligen Rittergut" im Ortsteil Gersdorf 
(Stand: 20.01.2026) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Landesverband Sachsen e.V. nimmt als anerkannter Naturschutzverband Stellung im Rahmen 
des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens zum o.g. Bebauungsplan. Wir haben durch befreundete Ver-
bände vom Verfahren Kenntnis erhalten und bitten Sie, uns künftig ohne Aufforderung zu beteiligen.  
 
Gegenstand der Planung ist die Umnutzung einer derzeit landwirtschaftlich genutzten Grünlandfläche 
im Außenbereich zur Entwicklung eines allgemeinen Wohngebiets mit Ein‑ und Zweifamilienhäusern. 
Das Plangebiet liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet Westlausitz und weist nach den Planun-
terlagen bislang eine weitgehend offene, durch Wirtschaftsgrünland geprägte Ortsrandlage auf. Nach 
eingehender Prüfung der Planunterlagen (Fassung vom 20.01.2026) weisen wir darauf hin, dass das 
Vorhaben in der vorliegenden Form erhebliche naturschutz- und bauplanungsrechtliche Konflikte auf-
weist.  
 
Der BUND LV Sachsen kann der Planung in der gegenwärtigen Form nicht zustimmen. Aus unserer 
Sicht stehen dem Planvollzug zwingende gesetzliche Hindernisse entgegen. Dazu erfolgen Hinweise 
und Forderungen. 
 
1. Unzulässiger Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet (LSG) 

Das gesamte Plangebiet befindet sich im Landschaftsschutzgebiet Westlausitz, dessen primäre Schutz-
ziele im Erhalt von Naturlandschaft, Biotopen und Arten sowie in der Bewahrung von Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit der Kulturlandschaft liegen. Der vorliegende Bebauungsplan setzt eine bauliche Verdich-
tung am Ortsrand auf einer bislang offenen Grünlandfläche um und greift damit in den sensiblen Über-
gangsbereich zwischen bestehender Bebauung und freier Landschaft ein. Gerade dieser Übergang – 
mit Wirtschaftsgrünland und einer baumgesäumten Feldwegachse – prägt das Ortsrand‑ und Land-
schaftsbild und leistet einen wesentlichen Beitrag zur Erfüllung des Schutzzwecks des Landschafts-
schutzgebiets. Darüber hinaus ist Gersdorf historisch als Waldhufendorf bzw. Straßendorf mit Waldhu-
fenflur angelegt. Diese Siedlungsform gehört zum prägenden Charakter des Orts‑ und 
Landschaftsbildes und ist daher in besonderem Maße schutzwürdig. 
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Mit der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets von rund 1,5 ha und der Erschließung über eine neue 
Straße wird diese bisher landschaftlich geprägte Ortsrandzone in eine durch Wohngebäude, Nebenanlagen 
und Stellplätze dominierte Struktur umgewandelt. Das Vorhaben führt damit zu einer erheblichen 
Veränderung des Landschaftsbildes, schwächt die Eigenart des Ortsrandes und steht aus Sicht des BUND 
mit den Zielen des Landschaftsschutzgebiets in einem deutlichen Spannungsverhältnis. Dies gilt 
insbesondere, weil die Gemeinde bislang keinen Flächennutzungsplan besitzt und somit keine 
übergeordnete, gesamtgemeindliche Abwägung alternativer Entwicklungsflächen dokumentiert ist. 

Im Vorentwurf stellt der Planverfassende ausdrücklich fest, dass eine „Ausgliederung oder Befreiung“ 
aus dem LSG erforderlich sei (Planteil C, Kap. 4), ohne jedoch darzulegen, dass die Voraussetzungen 
hierfür vorliegen. Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass ein allgemeines kommunales Interesse an der 
Ausweisung von Wohnbauland oder private Investorenwünsche nach der verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsprechung in aller Regel kein überwiegendes öffentliches Interesse darstellen. Ein solches 
überwiegendes öffentliches Interesse wäre jedoch zwingend erforderlich, um eine Befreiung von den 
LSG‑Verboten nach § 67 BNatSchG zu rechtfertigen.  

Zudem lässt die Planung eine hinreichende Auseinandersetzung mit dem Vorbehaltsgebiet „Kulturland-
schaftsschutz“ (Regionalplan Oberlausitz‑Niederschlesien, 2. Gesamtfortschreibung, in Kraft seit 
26.10.2023) vermissen. Eine substantielle Abwägung, inwiefern dem Schutzzweck des Regionalplans 
Rechnung getragen wird, fehlt in den Planunterlagen. 

 
2. Erforderlichkeit einer aktuellen Biotopkartierung und Umgang mit geschützten Biotopen 

Die vorliegenden Unterlagen lassen keine hinreichend aktuelle Biotopkartierung des Plangebietes und 
seiner direkten Umgebung erkennen. Insbesondere bleibt unklar, welche Vegetationstypen (z.B. arten-
reiches Feucht‑ oder Frischgrünland) konkret vorhanden sind und ob weitere gesetzlich geschützte Bio-
tope nach § 30 BNatSchG betroffen sind. 

Angesichts der Lage im Landschaftsschutzgebiet, der bislang extensiven Grünlandnutzung sowie der 
im Umweltbericht beschriebenen Bedeutung des Gebietes für den Naturhaushalt ist eine aktuelle, fach-
gutachterliche Biotopkartierung nach anerkannten naturschutzfachlichen Standards zwingend erforder-
lich. Diese Kartierung ist für das gesamte Plangebiet und einen angemessenen Umfeldbereich durchzu-
führen und in den Planunterlagen nachvollziehbar darzustellen. 

Ohne eine solche Biotopkartierung kann weder die Eingriffsregelung rechtssicher angewandt noch aus-
geschlossen werden, dass gesetzlich geschützte Biotope oder besonders wertvolle Lebensräume be-
einträchtigt oder zerstört werden. Der BUND fordert daher, vor einer weiteren Planfortführung eine aktu-
elle Biotopkartierung nachzuholen und ihre Ergebnisse zur Grundlage der Abwägung zu machen.  

Darüber hinaus weist der Umweltbericht des Vorentwurfs (Planteil C, Kap. 9.5) selbst ein nach § 30 Abs. 
2 Nr. 2 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG gesetzlich geschütztes Röhricht-Biotop (Biotop-Nr. 5226-
011, MNR-Röhricht) im nordwestlichen Plangebiet aus, das von baulicher Inanspruchnahme freizuhalten 
sei. Gleichwohl sieht das Plankonzept vor, genau diese Fläche als Ausgleichsfläche für die mit der 
Bebauung verbundenen Eingriffe anzurechnen. Dies ist unzulässig: Gesetzlich geschützte Biotope nach 
§ 30 BNatSchG dürfen nicht zerstört oder in ihrer Funktion erheblich beeinträchtigt werden und können 
daher nicht zugleich als Kompensationsleistung im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
herangezogen werden. 
 
3. Biotopverbund und ökologische Durchgängigkeit 

Das Plangebiet stellt – als bislang offen bewirtschaftete Grünlandfläche mit Baumreihe entlang eines 
Feldwegs – einen wichtigen Trittstein im Biotopverbund zwischen der bestehenden Ortslage und den 
südlich anschließenden landwirtschaftlichen Flächen und Gehölzstrukturen dar. Durch die geplante 
Bebauung mit Parzellierung in einzelne Wohngrundstücke, Privatgärten, Einfriedungen und den Ausbau 
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des Feldwegs zur Erschließungsstraße ist mit einer Zerschneidung und funktionalen Entwertung dieses 
Verbundelementes zu rechnen.  

Die im nordwestlichen Bereich des Plangebietes vorgesehenen öffentlichen Grünflächen und Pflanz-
maßnahmen tragen zwar zur Durchgrünung bei, können aber die durch Wohnnutzung bedingten Störun-
gen (Licht, Lärm, Hauskatzen, Gartenpflege) und die strukturelle Fragmentierung des Grünlandes nur 
eingeschränkt kompensieren. Vor dem Hintergrund der gesetzlichen Verpflichtung zur Sicherung der 
Leistungs‑ und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ist es aus Sicht des BUND erforderlich, die Rolle 
des Gebietes im lokalen Biotopverbund vertieft zu analysieren und entsprechende Vermeidungs‑ bzw. 
Entwicklungsmaßnahmen abzuleiten. 
 
4. Wasserhaushalt, Oberflächenabfluss und Versickerung 

Das Plangebiet wird in den Unterlagen als von einem Nord‑Süd‑Feldweg gegliedertes Grünland beschrie-
ben, an dessen Südwestseite einseitig eine Baumreihe verläuft. Gleichzeitig ist zur Abführung oberfläch-
lich abfließenden Niederschlagswassers aus höher gelegenen landwirtschaftlichen Flächen ein Graben 
mit Wall im südwestlichen Plangebiet vorgesehen. Diese Planung belegt, dass das Gebiet eine wichtige 
Funktion für Aufnahme, Zwischenspeicherung und Ableitung von Oberflächenwasser besitzt und somit 
im lokalen Wasserhaushalt eine relevante Rolle spielt. 

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Niederschlagswasserbewirtschaftung (gebündelte Leitungsführung, 
Versickerungsanlagen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, Verwendung teilversiegelter 
bzw. wasserdurchlässiger Beläge) sind grundsätzlich positiv zu bewerten. Gleichwohl ist bei einer 
erheblich verdichteten Wohnnutzung mit Zufahrten, Stellplätzen und Erschließungsstraße zu erwarten, 
dass sich die Versiegelungs‑ und Verdichtungsgrade deutlich erhöhen und damit sowohl die 
grundwassernahe Feuchteversorgung des Grünlands als auch das natürliche Abflussregime verändert 
werden. Aus Sicht des BUND wäre eine hydrologische Betrachtung erforderlich, die insbesondere 
mögliche Auswirkungen auf angrenzende Feucht‑ und Quellbereiche sowie auf den Abfluss bei 
Starkregenereignissen untersucht und in einer belastbaren Bemessung von Graben‑ und Versickerungs-
anlagen mündet. 
 
5. Nachholung artenschutzrechtlicher Prüfungen (saP) 

Der Vorentwurf beschränkt sich auf allgemeine Hinweise zu Baumfällzeiten und enthält bislang keine 
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP). Angesichts der Strukturvielfalt des Gebietes (Feucht- und 
Grünland, Stillgewässer, Gehölze) ist das Vorkommen besonders und streng geschützter Arten (z.B. 
Amphibien, Avifauna, Insekten) hochwahrscheinlich. Wir fordern daher zwingend, dass für den finalen 
Entwurfsbeschluss eine qualifizierte, gutachterliche Bestandserfassung über eine vollständige Vegeta-
tionsperiode nachgeholt wird. Andernfalls kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden. In diesem Fall läge ein erhebliches artenschutzrechtliches 
Ermittlungsdefizit vor, das der Wirksamkeit des Bebauungsplans entgegenstehen könnte. 
 
6. Fehlende Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 BauGB 

Da die Gemeinde Haselbachtal über keinen wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) verfügt, wird ein 
vorzeitiger Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB angestrebt. Dies setzt gesetzlich zwingend das Vor-
liegen „dringender Gründe" voraus. Ein bloßer Investorenwunsch oder der pauschale Verweis in der 
Begründung, das Vorhaben solle „zeitnah realisiert werden" (Planteil C, Kap. 3.3), erfüllt diese hohen 
rechtlichen Anforderungen nicht. Der Aufstellungsbeschluss vom 17. Dezember 2025 (Beschluss 
38/2025) bestätigt, dass es sich um ein durch eine private Vorhabenträgerin finanziertes Vorhaben han-
delt. Ein überwiegendes öffentliches Planungserfordernis im Sinne des § 8 Abs. 4 BauGB ist den Unter-
lagen nicht zu entnehmen. 
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Zudem fehlt eine fundierte Auseinandersetzung mit der Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB). Die 
zwingend erforderliche Prüfung, ob der lokale Wohnraumbedarf nicht schonender durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung (Baulückenkataster, Nachverdichtung) gedeckt werden kann, ist den Unterlagen 
nicht zu entnehmen. Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinde Haselbachtal als Gemeinde 
ohne Zentralörtlichkeit gemäß Ziel Z 2.2.1.6 des Landesentwicklungsplans Sachsen 2013 auf eine Sied-
lungsentwicklung im Rahmen der Eigenentwicklung beschränkt ist. Eine Auseinandersetzung mit dieser 
Zielbindung fehlt in den Planunterlagen ebenfalls. Die Inanspruchnahme unversiegelter Außenbereichs-
flächen im Landschaftsschutzgebiet ohne nachgewiesene Alternativenprüfung stellt einen gravierenden 
Abwägungsmangel dar. 
 
Fazit 

Zusammenfassend kommt der BUND Sachsen zu dem Ergebnis, dass der vorliegende Vorentwurf des 
Bebauungsplans „Am ehemaligen Rittergut“ in der derzeitigen Form aus Sicht des Natur‑ und 
Umweltschutzes erhebliche Bedenken aufwirft. Die Lage im Landschaftsschutzgebiet, die Inanspruch-
nahme einer bislang offenen Grünlandfläche am Ortsrand, mögliche Beeinträchtigungen des Wasser-
haushalts, die Zerschneidung von Biotopverbundstrukturen sowie die unzureichend dokumentierte 
artenschutzrechtliche Prüfung sprechen gegen eine Umsetzung des Vorhabens ohne wesentliche Über-
arbeitung. 

Der BUND Sachsen regt daher an, die Planung grundlegend zu überarbeiten und insbesondere 

• eine umfassende Alternativenprüfung mit Fokus auf Innenentwicklung und weniger empfindli-
che Flächen vorzunehmen, 

• eine aktuelle und flächendeckende Biotopkartierung durchzuführen, 

• die hydrologischen Auswirkungen auf Feucht‑ und Quellbereiche vertieft zu untersuchen, 

• die Bedeutung des Plangebietes im Biotopverbund zu analysieren und verbindlich zu sichern 
sowie 

• eine qualifizierte artenschutzrechtliche Kartierung und Bewertung mit konkreten Vermeidungs‑ 
und CEF‑Maßnahmen zu erarbeiten. 

 
Bis zur Klärung dieser Punkte und einer deutlichen Reduktion der naturschutzfachlichen Konflikte hält 
der BUND Sachsen die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes in der vorgesehenen Lage und 
Ausdehnung für nicht verantwortbar und bittet die Gemeinde, von der Planung in der vorliegenden Form 
Abstand zu nehmen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


